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Von Frank-Thomas
Wenzel

Eine Maut

für Daten ist
sinnvoll

firma A.T. Kearney schon jetzt gut
drei Viertel aller Daten aus, die
über die Netze verteilt werden.

Die Netzbetreiber sind die Spe­
diteure der digitalisierten beweg­
ten Bilder. Doch die Einnahmen
für deren Transport sind beschei­
den, vor allem wegen der Daten­
Flatrates, die sich weltweit durch­
gesetzt haben. Um aber Staus auf
den Datenautobahnen zu vermei­
den, müssen die Netzbetreiber
massiv investieren. Experten jon­
glieren mit Summen von 50 Milli­
arden Euro und mehr für Deutsch­
land, natürlich auf mehrere Jahre
verteilt. Kein Wunder, dass Rene
übermann, Chef der Deutschen
Telekom, kürzlich in einem Inter­
view betonte, dass sein Unterneh­
men auch künftig sicherstelle,
"dass unsere hohen Investitionen
auch ordentlich bezahlt werden."
Auch Kabelnetzbetreiber wie Uni­
tymedia oder Kabel Deutschland
müssen viel Geld in die Hand neh­
men, denn sie steigern derzeit ra­
sant ihre Marktanteile bei schnel­
len Internetanschlüssen, die mit
Fernsehen und Telefonie im Paket
vermarktet werden.

Maut für den Datenverkehr

Die deutschen Telekom-Unter­nehmen und die Kabelanbie­
ter wollen an der sogenannten
Netzneutralität rütteln. "Wir be­
nötigen eine Kostenbeteiligung
von Anbietern, die starken Daten­
verkehr verursachen", sagte Peter
Charisse, Geschäftsführer des
Verbands Deutscher Kabelnetzbe­
treiber, der Frankfurter Rund­
schau. Diese Forderung kommt
auch vom Bundesverband Breit­
bandkommunikation (Breko).
"Eine Kostenbeteiligung stellt si­
cher, dass Investitionen sich für
die Netzbetreiber lohnen", sagt
Geschäftsführer Stephan Albers.

Der Internet -Gigant Google, zu
dem auch das Videoportal You­
tube gehört, hat die jüngste De­
batte über Netzneutralität ange­
stoßen. Er hat sich in den USAmit
dem Telekom-Riesen Verizon zu­
sammengetan: Beide fordern
letztlich eine Zwei-Klassen-Ge­
sellschaft zumindest fürs mobile
Internet und für neue Angebote
im Web: Ein Videoportal bezahlt
extra dafür, dass ein Netzbetrei­
ber seine Filme besonders schnell
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Nach Google und Telekom fordern auch Kabelnetzbetreiber das Ende der Netzneutralität
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Grenzen

Es ist nicht einfach, bei der Dis­kussion über Netzneutralität
die Guten von den Bösen zu unter­
scheiden. Siehe Google. Das Un­
ternehmen war jahrelang Ver­
fechter eines möglichst freien und
offenen Internets. Davon hat der
Konzern massiv profitiert. Denn
er musste keinen CeIlt dafür zah­
len, dass Netzbetreiber riesige
Mengen von Daten, die Google­
Dienste verursachten, durch die

Leitungen
schaufelten.
Jetzt hat Goo­
gle die Fronten
gewechselt,
plädiert - noch

etwas wirr - dafür, eine Zwei­
Klassen-Gesellschaft im Netz ein­
zuführen. Das entspricht den öko­
nomischen Interessen des Kon­
zerns. Der hat längst ausreichend
Geld, um Telekomfirmen fürstlich
dafür zu bezahlen, dass sie etwa
Daten der Tochter Youtube mit
Priorität durchs Netz transportie­
ren. So hält man sich aufstreben-



Wer soll's bezahlen? Natürlich
auch die Nutzer. "Die Kunden
müssen sich auf Dauer auf unter­
schiedliche Qualitätsniveaus bei
Breitbandangeboten einstellen",
sagt der Telekommunikationswis­
senschaftler Torsten Gerpott von
der Uni Duisburg-Essen. Was er
meint, wird in der Branche als
Quality of Service bezeichnet, im
Geschäftskundensegment "ist das
längst üblich. Das würde für Nut­
zer bedeuten: Wer Filme in Top­
Qualität via Internet schauen will,
schließt mit seinem Anbieter ei­
nen Vertrag ab, mit dem ihm eine
Bandbreite von beispielsweise 25
Megabit pro Sekunde garantiert
wird, und zwar an 365 Tagen im
Jahr. Dafür soll dann der Provider
einen Aufschlag zur Standardge­
bühr verlangen, etwa von fünf
oder zehn Euro pro Monat.

Albers kann sich vollstelIen,
dass Quality of Service mit der Da­
ten-Maut vom Betreiber kombi­
niert werden kann. "Damit er­
schließen wir neue Erlösquellen,
und die sind gleichzeitig ein An­
reiz für Investitionen in die Net­
ze", so der Breko-Chef.

Wer kontrolliert das? VATM­
Präsident Eickers rät: "Das sollten
wir weitgehend dem Markt über­
lassen." Es werde sich dann zei­
gen, welche Modelle sich durch­
setzen. Allerdings: Auf eine rein­
rassige Marktlösung will die Bun­
desnetzagentur nicht vertrauen.
Behördenchef Kurth hat mehr­
fach betont, dass vor allem Trans­
parenz wichtig sei. Die Verbrau­
cher müssten "wissen, wie die Re­
geln sind". Das heißt: Den Kunden
muss klar sein, zu welchem Preis
beispielsweise Internetfernsehen
geliefert wird und welche Garan­
tien das Telekom-Unternehmen
genau eingeht. Kommentar
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Einfreies und offenes Internet giltals
Basisfürdie rasanteEntwicklungderdi­
gitalenÖkonomie.Netzbetreiberhaben
kleineGaragenfirmenbeimTransport
von Datengenausobehandeltwie
mächtigeKonzerne.Durchdie Netz­
neutralitätlässtsichetwa der rasante
Aufstiegvon Googleerklären.

Wer genug zahlt, soll bald Vorfahrt haben im Netz.

- NETZNEUTRALITÄT -

DieInternetaktivistender InitiativePro
Netzneutralitätfordernnun einegesetz­
licheRegelung- auchweilNetzneutra­
litätdieKommunikationsichereund so
elementarseifürdieDemokratie.Im
SChwarz-gelbenKoalitionsvertragsteht
nur: Manvertrauedarauf,dasderWett­
bewerb"die neutraleDatenübermitt­
lungimInternet... sicherstellt."fw

Bagatellgrenze für Start-ups

Dafür macht sich auch die Bun­
desnetzagentur stark. Youtube
müsse "natürlich genau so behan­
delt werden wie jeder andere
Dienst auch", sagt deren Präsi­
dent Matthias Kurth. Unfair Dritte
zu benachteiligen oder gar Kartel­
le zu bilden, kommt für ihn nicht
in Frage. Gerd Eickers, Präsident
des Telekommunikationsverban­
des VATM,sieht es genauso: "Eine
Diskriminierung oder gar Zensur
darf es in keiner Weise geben", so
Eickers. Die hiesige Branche will
nichts wissen von einer ausdrück­
lichen Bevorzugung bestimmter
Anbieter wie Youtube.

Charisse und Albers schwebt
ein Modell mit abgestuften Ge­
bühren vor. Alle Internetunter­
nehmen, die starken Datenver­
kehr verursachen, sollen zahlen.
"Die Kostenbeteiligung muss mit
der Höhe der Datenmenge wach­
sen", sagt Charisse. Er hält zudem
eine "Bagatellgrenze" für wichtig.
Liegt die Datenmenge darunter,
wird keine digitale Maut verlangt.
"Damit stellen wir sicher, dass
Start-up-Firmen, nicht mit zu­
sätzlichen Kosten belastet wer­
den." Der Hintergrund: Der Da­
tenverkehr wird in den nächsten
Jahren massiv wachsen. Der US­
Netzwerkspezialist Cisco rechnet
mit einer Vervierfachung bis
2014. Hauptursache sind Video­
und Musik-Angebote. Sie machen
nach einer Studie der Beratungs-

transportiert. Das wäre ein Ver­
stoß gegen die Basisübereinkunft
in der Internet-Ökonomie, nach
der Telekom-Unternehmen und
Kabelnetzbetreiber alle Daten
gleich behandeln. Die US-Regu­
lierungsbehörde FCC sucht der­
zeit einen Weg, diesen Grundsatz
juristisch festzuschreiben.
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e KonKurrenz vom HalS. vas aar
es nicht geben. So etwas endet in
Monopolen und Kartellen, und
Google ist schon jetzt viel zu
mächtig.

Dies bedeutet aber nicht, dass
alles so bleiben muss, wie es ist.
Die Internetökonomie braucht
neue Erlösquellen. Ein Gebühren­
modell als eine Art Maut für die
Datenautobahn ist sinnvoll. Zah­
len müssen alle, die viel Datenver­
kehr verursachen. Junge Kreative
mit innovativen Websites müssen
aber geschont werden, deshalb ist
es wichtig die Schwelle, von der
an Unternehmen überhaupt zur
Kasse gebeten werden, großzügig
weit oben anzusetzen. Wo liegt
Grenzwert? Hier liegt die wirklich
wichtige Aufgabe für Politiker
und die Aufsichtsbehörden.

Eine zweite kommt hinzu. Wir
werden in Zukunft neue Gebüh­
renmodelle für die Internetnut­
7.lIngsehen. Hier wird es im Tarif­
dSl'hlll1g('\ mit großer Wahr­
scheinlichkeit 110ch erheblich
komplizierter, als es ohnehin
schon ist.

Die Qualität der Internetver­
bindung wird eine zunehmend
wichtige Rolle spielen. Doch was
bedeutet es, wenn ein Anbieter ei­
ne heftige Bandbreite verspricht?
Letztlich muss für Privatkunden
ein Überwachungs- lind KOl1t101i
mechanisl11l1st'lllwirkelt werden.
Und es mllss t'illfilche und klare
Sanktionsmechanismen geben,
wenn Versprechen nich t eingehal­
ten werden. Das zeigt: Die Bun­
desnetzagentur wird mehr denn
je gebraucht


